
gesprochene Schädlingsarbeit, nur mit den bisher ent­
wickelten, aus Gründen der Verschleierung des 
Klassencharakters des Rechts vor allem logizistischen 
Auslegungsprinzipien an unser neues Recht heranzu­
gehen. Es soll nicht geleugnet werden, daß manche von 
diesen alten Auslegungsregeln als untergeordnete tech­
nische Hilfsmittel eine gewisse Bedeutung behalten 
können. Entscheidend ist aber die Entwicklung einer 
aus der gesellschaftlichen Funktion des Rechts folgen­
den Auslegungslehre, die — um nur ein Beispiel zu 
nennen — die Frage der Bedeutung und der recht­
lichen Wirkung von Präambeln ganz anders wird be­
antworten müssen als früher.

4. Schließlich sei hier noch erwähnt, daß der
III. Parteitag eine Reihe konkreter gesetzgeberischer 
Aufgaben gestellt hat, die zwar in erster Linie an die 
Gesetzgebungsorgane gerichtet sind, aber doch auch 
die Rechtswissenschaft zu Vorbereitungs- und Hilfs­
arbeiten mobilisieren müssen. Im großen gesehen geht 
es dabei, wie Walter Ulbricht sagte, um die Entwick­
lung des neuen Staatsrechts der Deutschen Demokra­
tischen Republik23).

IV
Es konnte selbstverständlich nicht Aufgabe dieses 

Aufsatzes sein, fertige Lösungen der sich aus den 
Arbeiten des III. Parteitages ergebenden rechtswissen­
schaftlichen Probleme zu bringen. Die Lösung dieser 
Aufgabe kann nur das Ergebnis einer kollektiven 
Arbeit aller fortschrittlichen Rechtswissenschaftler 
sein. Es sollte vor allem nachgewiesen werden, wie 
sehr sich gerade in den Arbeiten des III. Parteitages 
der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands auch 
auf dem Gebiete der Rechtswissenschaft die führende 
Rolle der Arbeiterklasse in unserer Ordnung gezeigt 
hat. Nur wenn wir Juristen uns dieser Tatsache be­
wußt sind, wird uns das intensive Studium der Arbei­
ten des III. Parteitages in die Lage versetzen, mit Aus­
sicht auf Erfolg an die Lösung der uns gestellten Auf­
gaben heranzugehen.

Wir müssen begreifen, was es heißt, wenn immer 
wieder auf dem Parteitag die aktive Rolle der fort­
schrittlichen Gesetzgebung der Deutschen Demokra­
tischen Republik für die Förderung des gesellschaft­
lichen Fortschritts herausgestellt wurde, wie das all­
gemein in Abschn. II Ziff. 5, wie es besonders für die 
ökonomische Struktur und die Klassenverhältnisse in 
der Deutschen Demokratischen Republik in Abschn. III 
Ziff. 1 und Abschn. V Ziff. 1 und 2, wie es für die 
Stellung der Kirche im Staat in Abschn. III Ziff. 3 und 
für die Frage der Wirtschafts- und Finanzdisziplin in 
Abschn. V Ziff. 1 der Entschließung des Parteitages ge­
schah. Wir müssen begreifen, welche gewaltige Ver­
antwortung unserer demokratischen Rechtswissenschaft 
daraus erwächst, daß der III. Parteitag die Mitglieder 
der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands als der 
Vorhut der Arbeiterklasse immer wieder verpflichtete, 
„sofort Sorge zu tragen, daß die demokratischen Ge­
setze respektiert werden“24), und daß Wilhelm Pieck 
die Sozialistische Einheitspartei Deutschlands als die

23) W. Ulbricht, „Der Fünfjahrplan und die Perspektiven der 
Volkswirtschaft". Referat auf dem III. Parteitag, Dietz-Verlag, 
Berlin 1950, S. 80.

24) Entschließung Abschn. Ill Ziff. 1; vgl. auch Abschn. V 
Ziff. 1 und 2.

„Partei der Gesetzlichkeit“23) bezeichnete. Der III. Par­
teitag hat mit alledem sehr konkret gezeigt, wie die 
Arbeit am Recht unmittelbar ein Teil des Kampfes um 
die Sicherung und Entwicklung der antifaschistisch­
demokratischen Ordnung in der Deutschen Demokra­
tischen Republik, um die demokratische Einheit 
Deutschlands und um den Frieden sein kann.

Als Beweis dafür mag auf ein Urteil des 3. Straf­
senats des OG vom 20. Februar 1951 — 3 Zst 10/51 — 
verwiesen werden, das in einem Verfahren gegen einen 
Angestellten einer Konsumgenossenschaft den auf Ein­
stellung lautenden Beschluß einer Amnestiekommission 
unter Hinweis auf die große wirtschaftliche und poli­
tische Bedeutung der Konsumgenossenschaften als 
Massenorganisation und Träger gesellschaftlichen Ver­
mögens aufgehoben und dabei ausdrücklich auf die 
Entschließung des III. Parteitages der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands verwiesen hat.

Es kommt jetzt darauf an, die Folgerungen hieraus 
zu ziehen und auf allen Teilgebieten der Rechtswissen­
schaft die Arbeit in dieser Richtung aufzunehmen, da­
mit sich die Rechtswissenschaft des in sie gesetzten 
Vertrauens der Werktätigen und vor allem der Ar­
beiterklasse würdig zeigt und in Deutschland zum 
erstenmal an einem Recht für das Volk arbeitet. Vor 
allem sollte man deshalb schnellstens ein wissenschaft­
liches Zentrum für diese Aufgaben unserer demokra­
tischen Rechtswissenschaft bilden, das die Bedingungen 
für eine kollektive Arbeit an diesen Problemen zu 
schaffen, die einzelnen Arbeiten zu koordinieren und 
zu verteilen und die wissenschaftliche Verbindung mit 
den Ländern der Sowjetunion und der Volksdemokra­
tien, die in allen diesen Fragen einen weiten Vor­
sprung vor uns haben, zu intensivieren und der deut­
schen Rechtswissenschaft deren wertvolle Ergebnisse 
zu vermitteln hätte.'

Die Arbeiten des III. Parteitages der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands können für die Entwick­
lung und Qualifizierung einer demokratischen Rechts­
wissenschaft in Deutschland von entscheidender Be­
deutung sein, wenn die demokratischen Juristen die 
auf ihm gegebenen Anregungen aufnehmen und ge­
meinsam an die Lösung dieser Aufgaben gehen. Der 
Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands als der 
höchsten Form der Klassenorganisation der deutschen 
Arbeiterklasse, die die führende gesellschaftliche Kraft 
in unserer Ordnung ist, wird dabei die Aufgabe zu­
fallen, diese Arbeit der demokratischen Juristen an der 
Entwicklung einer fortschrittlichen, auf der Höhe der 
modernen Wissenschaft stehenden deutschen Rechts­
wissenschaft als einer Waffe im Kampf für den 
Frieden, die demokratische Einheit Deutschlands und 
den gesellschaftlichen Fortschritt lenkend zu unter­
stützen, um dadurch die ständige enge Verbindung der 
Rechtswissenschaft mit den Interessen der Werktätigen 
sicherzustellen. Der III. Parteitag hat die Linie der 
Arbeit gezeigt und die Ziele gesteckt. Jetzt steht vor 
der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands die 
Aufgabe, diese Arbeit mehr als bisher konkret anzu­
leiten und zu unterstützen, und die demokratischen 
Juristen haben die Verpflichtung, ihre ganze Kraft für 
diese Arbeit einzusetzen.

25) a. a. O. S. 53

Der Frieden wird erhalten und gefestigt werden, wenn die Völker 
die Erhaltung des Friedens in ihre Hände nehmen und ihn bis zum 
äußersten verteidigen.
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